
 

Erläuternde Bemerkungen 

 

zum Entwurf eines Gesetzes über den Einbau und den Betrieb so-

wie den Umbau und die Modernisierung von Hebeanlage n (Tiroler 

Aufzugs- und Hebeanlagengesetz 2012) 

 

I. Allgemeines 

 

A. 

Die Errichtung, der Betrieb und die Instandhaltung von orts-

festen Aufzügen sind derzeit im Tiroler Aufzugsgese tz 1998, 

LGBl. Nr. 47, zuletzt geändert durch das Gesetz LGB l. Nr. 

89/2002, geregelt. Neue technische Erkenntnisse, di e Weiter-

entwicklung und Optimierung von Verwaltungsabläufen  sowie die 

Umsetzung von einschlägigem Unionsrecht machen eine  umfassende 

Novellierung dieses Gesetzes erforderlich. Um den Z ugang zum 

verbindlichen Gesetzestext zu erleichtern, wäre in Folge der 

weit reichenden Umgestaltung wohl eine anschließend e Wieder-

verlautbarung des Tiroler Aufzugsgesetzes unausweic hlich. Es 

scheint deshalb zweckmäßig und aus dem Blickwinkel des Zieles 

einer Reduktion der Anzahl von Rechtsnormen zielfüh rend, den 

Einbau und den Betrieb sowie den Umbau und die Mode rnisierung 

von Hebeanlagen zur Gänze in einem neuen Gesetz zu regeln und 

entsprechende Verordnungsermächtigungen zur näheren  Ausgestal-

tung technischer Anforderungen vorzusehen. Im Inter esse des 

Schutzes des Lebens und der Gesundheit von Personen  oder der 

Sicherheit von Sachen (vgl. den § 17 des Entwurfs ü ber die 

sicherheitstechnische Prüfung und dazu etwa die ÖNO RM B 2454-

1) und im Fall von Umbauten oder bei Modernisierung  von Hebe-

anlagen, die nicht CE-gekennzeichnet sind (vgl. den  § 18 des 

Entwurfs über den Umbau und die Modernisierung von nicht ge-

kennzeichneten Hebeanlagen und dazu etwa die ÖNORM B 2454-2) 

sollen diese technischen Ausführungen durch Verordn ung der 

Landesregierung festgelegt werden. Auch der Stand d er Technik 

betreffend die Sicherheit, die Festigkeit, die Daue rhaftig-

keit, den Brand- und Schallschutz sowie die Energie effizienz 
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soll durch Verordnung der Landesregierung festgeleg t werden 

(vgl. den § 3 des Entwurfs über Technische Vorschri ften). 

Gegenüber der geltenden Rechtslage sind folgende we sentliche 

Änderungen vorgesehen: 

- Die Begriffsbestimmungen sollen der Terminologie vo n 

einschlägigen EU-Richtlinien angepasst werden. 

- Technische Vorschriften sollen neuen Erkenntnissen und zwi-

schenzeitlich geänderten rechtlichen Normen angepas st wer-

den. 

- Das bisher erreichte Sicherheitsniveau soll weiterh in auf-

recht bleiben und bei der Modernisierung von besteh enden An-

lagen noch verbessert werden. 

 

 

B. 

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur Erlass ung eines 

dem Entwurf entsprechenden Gesetzes ergibt sich aus  Art. 15 

Abs. 1 B-VG. Der Kompetenzbereich Baurecht umfasst insbeson-

dere Regelungen über die Errichtung von baulichen A nlagen und 

die Baupolizei. Der Geltungsbereich des vorliegende n Entwurfs 

umfasst Hebeanlagen, die bauliche Anlagen dauerhaft  bedienen 

und die somit als Teil einer baulichen Anlage anzus ehen sind. 

Im § 1 Abs. 2 lit. a des Entwurfs wird klargestellt , dass He-

beanlagen in oder in Verbindung mit Eisenbahn-, Luf tfahrts-, 

öffentlichen Schifffahrts-, Bergwerksanlagen und mi litärischen 

Anlagen errichtet oder betrieben werden, nicht dem Geltungsbe-

reich dieses Gesetzes unterliegen. 

Für Hebeanlagen, die Teil einer gewerblichen Betrie bsanlage 

sind, werden vom Bund gestützt auf Art. 10 Abs. 1 Z . 8 (Ange-

legenheiten des Gewerbes und der Industrie) und Art . 10 Abs. 1 

Z. 11 B-VG (Arbeitsrecht) spezielle Regelungen getr offen. 

Weil das Inverkehrbringen von Hebezeugen bereits du rch bundes-

rechtliche Normen so umfassend geregelt ist, dass d ie Wahrung 

öffentlicher Interessen hinreichend gewährleistet i st, wird 

aus verwaltungsökonomischen Erwägungen auf eine eig enständige 

landesgesetzliche Regelung dieses Bereiches verzich tet. 
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C. 

Die Abschätzung der finanziellen Auswirkungen von R egelungs-

vorhaben und sonstigen Vorhaben ist im Rahmen der w irkungs-

orientierten Folgenabschätzung in Hinkunft nach § 1 7 Abs. 3 

des Bundeshaushaltsgesetzes 2013 vorzunehmen und er folgt durch 

Prüfung, Berechnung und Darstellung in einer eigens  dafür vom 

Bundesministerium für Finanzen entwickelten und zur  Verfügung 

gestellten Software. In detaillierten Arbeitsschrit ten können 

dabei die einzelnen mit dem Regelungsvorhaben verbu ndenen 

Leistungen nach Aufwands- und Ertragsgruppen beleuc htet und 

bewertet werden. Dieses Programm befindet sich derz eit öster-

reichweit in einer Testphase. Mittels Pilotprojekte n wird de-

ren Tauglichkeit für die finanzielle Folgenabschätz ung erprobt 

und evaluiert. 

Um die finanziellen Auswirkungen abschätzen zu könn en ist zu 

prüfen, ob und welche der folgenden Aufwands- und E rtrags-

gruppen betroffen sind: 

 

Aufwandsgruppen: 

- Personalaufwand  

- Betrieblicher Sachaufwand  

- Werkleistungen  

- Transferaufwand  

- Finanzaufwand  

- Investitionen und entsprechende Abschreibungen au f Sachanla-

gen und immaterielle Vermögensgegenstände  

- Darlehen und entsprechende Abschreibungen auf For derungen 

 

Ertragsgruppen: 

- Erträge aus der operativen Verwaltungstätigkeit u nd Trans-

fers  

- Finanzerträge 
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Das im Entwurf vorliegende Gesetz wurde für diese P ilotphase 

ausgewählt und nach den angeführten Kriterien auf s eine finan-

ziellen Auswirkungen untersucht. 

 

Dabei wurde berechnet: 

Finanzielle Auswirkungen für alle Gebietskörperscha ften und 

Sozialversicherungsträger: 
 

Ergebnishaushalt – Projekt Gesamtlaufzeit 

Erträge  € 0,00  

Aufwendungen  € 4.032,22  

Nettoergebnis  - € 4.032,22  

 

Ergebnishaushalt –  

Laufende Auswirkungen 
2012  2013  2014  2015  2016  

Erträge  € 0,00  € 0,00  € 0,00  € 0,00  € 0,00  

Aufwendungen  € 9.698,99  € 9.698,99  € 9.698,99  € 9.698,99  € 9.698,99  

Nettoergebnis  - € 9.698,99  - € 9.698,99  - € 9.698,99  - € 9.698,99  - € 9.698,99  

 

Finanzierungshaushalt –  

Laufende Auswirkungen 
2012  2013  2014  2015  2016  

Einzahlungen  € 0,00  € 0,00  € 0,00  € 0,00  € 0,00  

Auszahlungen  € 9.698,99  € 9.698,99  € 9.698,99  € 9.698,99  € 9.698,99  

Nettofinanzierungsbedarf  - € 9.698,99  - € 9.698,99  - € 9.698,99  - € 9.698,99  - € 9.698,99  

 

Erläuterung: Generell ist anzumerken, dass mit dem Vollzug des 

im Entwurf vorliegenden Gesetzes viele verschiedene  Organisa-

tionseinheiten betraut sind. Das bedeutet, dass all ein das In-

krafttreten des vorliegenden Gesetzes (bei gleich b leibender 

Aufgabenverteilung) zu keinen Einsparungen führen w ird. Eine 

quantitative Anpassungsmaßnahme kann bei sprungfixe n Kosten 

(Personalkosten) erst ab einer signifikanten Änderu ng getrof-

fen werden. 
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Finanzielle Auswirkungen für die Länder: 

 

Kostenmäßige Auswirkungen – Projekt Gesamtlaufzeit 

Erlöse  € 0,00  

Kosten  € 4.032,22  

Netto  - € 4.032,22  

 

Vollbeschäftigtenäquivalente Gesamtlaufzeit 

A/a  60 

 

Finanzielle Auswirkungen auf das Land Tirol (Länder ) 

Es ist darauf hinzuweisen, dass aus Gründen der Kos tenrechnung 

bei den Erläuterungen unter Personalaufwand nicht „ Vollbe-

schäftigtenäquivalente“ sondern die KLR-Tarife nach  CO-Katego-

rie für das Jahr 2012 pro Stunde aufgeführt werden.  

 

Finanzielle Auswirkungen für die Länder: 

 

Kostenmäßige Auswirkungen – Projekt Gesamtlaufzeit 

Erlöse  € 0,00  

Kosten  € 4.032,22  

Netto  - € 4.032,22  

 

Vollbeschäftigtenäquivalente Gesamtlaufzeit 

A/a  60 

D/d  5,3333333  

C/c  1 

 

Kostenmäßige Auswir-

kungen – Laufende Aus-

wirkungen 

2012  2013  2014  2015  2016  

Erlöse  € 0,00  € 0,00  € 0,00  € 0,00  € 0,00  

Kosten  € 2.483,58  € 2.483,58  € 2.483,58  € 2.483,58  € 2.483,58  

Netto  - € 2.483,58  - € 2.483,58  - € 2.483,58  - € 2.483,58  - € 2.483,58  
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Vollbeschäftigungsaquivalente 2012  2013  2014  2015  2016  

A/a  25,75  25,75  25,75  25,75  25,75  

C/c  5,5  5,5  5,5  5,5  5,5  

D/d  14,0833333  14,0833333  14,0833333  14,0833333  14,0833333  

b/b  5 5 5 5 5 

 

 

Budgetäre Auswir-

kungen - Laufende 

Auswirkungen 

Einnahmen Ausgaben direkt mit dem Regelungs-  

vorhaben verbundene Um-

schichtungen 

zusätzliche finanzielle 

Ausgaben 

2012  € 0,00  € 2.483,58  € 0,00  - € 2.483,58  

2013  € 0,00  € 2.483,58  € 0,00  - € 2.483,58  

2014  € 0,00  € 2.483,58  € 0,00  - € 2.483,58  

2015  € 0,00  € 2.483,58  € 0,00  - € 2.483,58  

2016  € 0,00  € 2.483,58  € 0,00  - € 2.483,58  

 

Budgetäre Auswirkun-

gen - Laufende Aus-

wirkungen 

Einnahmen Ausgaben direkt mit dem Regelungs-

vorhaben verbundene Um-

schichtungen 

zusätzliche finanzielle  

Ausgaben 

2012  € 0,00  € 2.483,58  € 0,00  - € 2.483,58  

2013  € 0,00  € 2.483,58  € 0,00  - € 2.483,58  

2014  € 0,00  € 2.483,58  € 0,00  - € 2.483,58  

2015  € 0,00  € 2.483,58  € 0,00  - € 2.483,58  

2016  € 0,00  € 2.483,58  € 0,00  - € 2.483,58  

 

Finanzielle Auswirkungen auf die Gemeinden: 

Es ist darauf hinzuweisen, dass aus Gründen der Kos tenrechnung 

bei den Erläuterungen unter Personalaufwand nicht „ Vollbe-

schäftigtenäquivalente“ sondern die KLR-Tarife nach  CO-Katego-

rie für das Jahr 2012 pro Stunde aufgeführt werden.  
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Finanzielle Auswirkungen für die Gemeinden: 

 

Kostenmäßige Auswir-

kungen - Laufende Aus-

wirkungen 

2012  2013  2014  2015  2016  

Erlöse  € 0,00  € 0,00  € 0,00  € 0,00  € 0,00  

Kosten  € 7.215,41  € 7.215,41  € 7.215,41  € 7.215,41  € 7.215,41  

Netto  - € 7.215,41  - € 7.215,41  - € 7.215,41  - € 7.215,41  - € 7.215,41  

 
 

Vollbeschäftigungsaquivalente  2012  2013  2014  2015  2016  

b/b  132  132  132  132  132  

D/d  34,1666667  34,1666667  34,1666667  34,1666667  34,1666667  

 
 

Budgetäre Auswir-

kungen - Laufende 

Auswirkungen 

Einnahmen Ausgaben direkt mit dem Regelungs-  

vorhaben verbundene 

Umschichtungen 

zusätzliche finan-

zielle Ausgaben 

2012  € 0,00  € 7.215,41  € 0,00  - € 7.215,41  

2013  € 0,00  € 7.215,41  € 0,00  - € 7.215,41  

2014  € 0,00  € 7.215,41  € 0,00  - € 7.215,41  

2015  € 0,00  € 7.215,41  € 0,00  - € 7.215,41  

2016  € 0,00  € 7.215,41  € 0,00  - € 7.215,41  

 

Mit dem Inkrafttreten des im Entwurf vorliegenden G esetzes ist 

weder ein nennenswerter Mehraufwand verbunden, noch  sind 

nennenswerte Einsparungen erzielbar. 

 

 

II. 

Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen 

 

Zum 1. Abschnitt (Allgemeine Bestimmungen):  

Zu § 1 (Geltungsbereich):  

Der Geltungsbereich soll klarer gefasst werden.  

In den Geltungsbereich dieses Gesetzes fallen Hebea nlagen, die 

sowohl kraftbetriebene Hebezeuge als auch kraftbetr iebene 

Fahrtreppen und Fahrsteige umfassen, wobei jedoch n ur der Ein-
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bau, der Betrieb und die Instandhaltung von ortsfes ten Anlagen 

geregelt wird. Derartige Anlagen sind entweder selb st eine 

bauliche Anlage im Sinne der Tiroler Bauordnung 201 1 (eine mit 

dem Erdboden verbundene Anlage, zu deren fachgerech ten Her-

stellung bautechnische Kenntnisse erforderlich sind ; vgl. § 2 

Abs. 1 leg.cit.) oder stellen einen Teil einer baul ichen An-

lage dar. Hebeanlagen als selbstständige Bauwerke w erden dabei 

wohl äußerst seltene Ausnahmefälle sein. In der Reg el sind He-

beanlagen Teile von Gebäuden. Sie haben gleich den Stiegen und 

Gängen die Aufgabe, als Verkehrsweg innerhalb des G ebäudes zu 

dienen. Da das Schwergewicht dieser Anlagen auf dem  maschinel-

len Teil liegt, werden sie im System des Baurechts - wie bei-

spielsweise auch die zentralen Ölfeuerungsanlagen -  als Bau-

teile besonderer Art angesehen. 

Hebezeuge, Fahrtreppen und Fahrsteig die nur währen d eines be-

stimmten Zeitraums aufgestellt werden (beispielswei se Bauauf-

züge zur Ausführung eines Bauvorhabens oder anlässl ich einer 

Messe ausgestellte Aufzüge), werden vom Geltungsber eich dieses 

Gesetzes nicht erfasst. 

Die Richtlinie 95/16/EG über Aufzüge gilt nicht für  Hebezeuge 

mit einer Fahrgeschwindigkeit von bis zu 0,15 m/s. Solche He-

bezeuge werden von der Richtlinie 2006/42/EG über M aschinen 

erfasst. Solche Hebezeuge sind jedoch Aufzüge im Si nn des vor-

liegenden Gesetzes. 

Zur Erleichterung der Überwindung von Stiegen werde n am Markt 

für behinderte Personen an einer Treppe angebrachte  Steig-

hilfen angeboten. Für den Einbau derartiger Treppen schräg-

aufzüge soll künftig wieder ein Prüfzeugnis eines H ebeanlagen-

prüfers erforderlich sein, weil in der Praxis aufge fallen ist, 

dass nachträglich angebrachte Treppenschrägaufzüge häufig die 

für Zwecke des Brandschutzes erforderlichen Durchga ngslichten 

verringert haben, was zu sicherheitstechnischen Pro blemen ge-

führt hat bzw. führen kann.  

Sonstige Vorschriften über Aufzüge, Fahrtreppen und  Fahrsteige 

werden durch dieses Gesetz nicht berührt. Solche Vo rschriften 

sind ohne jede Einschränkung neben diesem Gesetz an zuwenden, 

und zwar gleichgültig, ob es sich um landesrechtlic he oder um 

bundesrechtliche Vorschriften handelt.  



 - 9 - 

Die Klarstellung im § 1 Abs. 2 lit. a, dass Hebeanl agen die in 

gewerblichen Betriebsanlagen errichtet oder betrieb en werden, 

nicht in den Geltungsbereich fallen, soll dem leich teren Voll-

zug dieses Gesetzes dienen. 

 

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen):  

Der Klarstellung der Bedeutung der zentralen Begrif fe dieses 

Gesetzes dienen entsprechende Begriffsbestimmungen.  Diese sol-

len an die Richtlinie 95/16/EG und die Richtlinie 2 006/42/EG 

angepasst werden. 

Aufzüge nach Abs. 1 lit. a sind Hebezeuge und werde n durch 

folgende Elemente bestimmt: Sie verkehren zwischen festgeleg-

ten Ebenen mittels eines Lastträgers, sie bewegen s ich entlang 

einer starren Führung, die gegenüber der Horizontal en um mehr 

als 15 Grad geneigt ist, fort und sind bestimmt, Pe rsonen oder 

Personen und Güter zu befördern; wenn sie nur der G üterbeför-

derung dienen, dann sind sie Aufzüge, sofern eine P erson ohne 

Schwierigkeiten in den Lastträger einsteigen kann u nd dieser 

über Steuereinrichtungen verfügt, die im Inneren de s Last-

trägers oder in Reichweite einer dort befindlichen Person an-

geordnet sind. Die sogenannten langsamfahrenden Heb ezeuge er-

fahren keine Höhenbeschränkung, müssen jedoch die V oraus-

setzungen eines Aufzugs erfüllen. 

Auf welche Weise das Hebezeug in die Höhe gehoben w ird (durch 

elektrische, hydraulische oder ölmotorisch betriebe ne Hebeein-

richtungen) ist für die Begriffsbestimmung nicht re levant. Er-

folgt die Fortbewegung nicht zwischen festgelegten Ebenen, so 

liegt kein Aufzug im Sinn dieses Gesetzes vor. Tech nische Ge-

räte, die Gegenstände heben (verschiedenste Arten v on Hebebüh-

nen) oder die dazu bestimmt sind, Menschen in die H öhe zu he-

ben, wie etwa Fassadenreinigungsgeräte, haben keine  festgeleg-

ten Ebenen und sind deshalb keine Aufzüge im Sinn d ieses Ge-

setzes. 

Hebeeinrichtungen nach Abs. 2 sind Hebezeuge mit La stträgern, 

die sich zwar nicht an starren Führungen entlang (b eispiels-

weise Scherenhubwerk), aber in einer räumlichen vol lständig 

festgelegten Bahn bewegen. 
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Treppenschrägaufzüge sind Hebezeuge an Stiegen oder  Treppen 

für Personen mit Sessel, Stehplattform oder Rollstu hlplatt-

form, die vorwiegend für die Verwendung durch Perso nen mit Be-

hinderung oder eingeschränkter Mobilität bestimmt s ind. 

Güteraufzüge dienen nicht dem Transport von Persone n, haben 

auch keine Steuereinrichtungen im Inneren des Lastt rägers bzw. 

sind nicht in Reichweite einer dort befindlichen Pe rson ange-

ordnet und verkehren zwischen festgelegten Ebenen m ittels 

Lastträgers an starren, gegenüber der Horizontalen um mehr als 

15 Grad geneigten Führungen. 

Kleingüteraufzüge sind aufgrund ihrer Maße nicht fü r Personen 

betretbar. 

Hubtische sind mit einer lasttragenden Plattform au sgestattet, 

dienen der Beförderung von Gütern und Personen und sind im ge-

samten Bewegungsbereich starr geführt.  

Fahrtreppen dienen der Personenbeförderung zwischen  zwei un-

terschiedlich hohen Ebenen mit umlaufenden Stufenbä ndern in 

Auf- und Abwärtsbewegung. 

Fahrsteige dienen der Personenbeförderung zwischen zwei unter-

schiedlich hohen oder Ebenen auf selber Höhe mit um laufenden 

Plattenbändern in Auf- und Abwärtsbewegung. Jedoch sollen we-

der Zauberteppiche noch Schiförderbänder von diesem  Begriff 

erfasst werden, sodass sie auch nicht in den Geltun gsbereich 

dieses Gesetzes fallen.  

Lastträger sind Teil einer Hebeanlage die der Perso nen- 

und/oder Güterbeförderung im Inneren oder auf ihnen  (Träger) 

zur Auf- und Abwärtsbeförderung dienen. 

Als Betreiber wird der Eigentümer, Inhaber oder son st Verfü-

gungsberechtigte einer Hebeanlage definiert. In wei terer Folge 

wird dann nur mehr vom Betreiber gesprochen. 

 

Zum 2. Abschnitt (Einbau und Inbetriebnahme von Heb eanlagen):  

Zu § 3 (Technische Vorschriften):  

Im Abs. 1 wird allgemein beschrieben, welchen Anfor derungen 

Hebeanlagen zu entsprechen haben. Diese Vorschrifte n sollen 

nur für „neue“ Hebeanlagen Anwendung finden. Für be reits be-
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stehende Hebeanlagen sind besondere Regelungen in d en Über-

gangsbestimmungen nach § 21 und nach den Verordnung sermächti-

gungen in den §§ 17 und 18 vorgesehen. 

Die barrierefreie Ausführung von Gebäuden oder Gebä udeteilen 

ist in den Technischen Bauvorschriften 2008, LGBl. Nr. 93/2007 

näher geregelt. 

Die künftige Festlegung der technischen Erfordernis se von 

Hebeanlagen durch Verordnung der Landesregierung wi rd aufgrund 

des raschen technischen Wandels und der Zulässigkei t einer nur 

statischen Verweisung auf bundesrechtliche Regelung en für 

zweckmäßiger erachtet. 

 

Zu § 4 (Vorprüfung):  

Das bisherige System der Prüfung von Hebeanlagen vo r der erst-

maligen Inbetriebnahme bzw. nach einer wesentlichen  Änderung 

nach dem geltenden Tiroler Aufzugsgesetz 1998 soll insofern 

geändert werden, als die Vorprüfung – im Einklang m it den ein-

schlägigen unionsrechtlichen Vorschriften - nicht m ehr ver-

pflichtend vorgeschrieben werden soll. Entscheidend  dafür, ob 

eine Hebeanlage überhaupt in Betrieb genommen werde n darf, ist 

ein Prüfzeugnis eines Hebeanlagenprüfers nach § 5 ( Abnahmeprü-

fung). 

Der Bauherr soll aber weiterhin die Möglichkeit hab en, dass im 

Rahmen eines geregelten Prüfverfahrens vorab festge stellt 

wird, ob in oder an einer konkreten baulichen Anlag e überhaupt 

eine Hebeanlage errichtet werden kann bzw. unter we lchen Vor-

aussetzungen die Errichtung der Hebeanlage möglich wäre. In 

einem solchen Verfahren sollen die Anforderungen an  das Ge-

bäude oder die nähere Umgebung der Hebeanlage geprü ft werden. 

So ist es das Ziel, beispielsweise im Rahmen der Vo rprüfung 

abzuklären, welche Dimension für den Schacht der He beanlage 

notwendig ist, wie der Stromanschluss in dem Gebäud e aus-

gestaltet ist und ob die erforderliche Stromstärke für eine 

Hebeanlage gegeben ist, ob der Blitzschutz des Gebä udes im 

Hinblick auf die besonderen Erfordernisse einer Heb eanlage ge-

eignet ist oder ob die Hebeanlage Brandabschnitte i n dem Ge-

bäude verbindet (ist dies der Fall, sind besondere Auflagen 

einzuhalten). Da CE-Kennzeichen und EG-Konformitäts erklärung 
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dieses Umfeld nicht berücksichtigen, ist eine näher e Prüfung 

dieser Rahmenbedingungen vorab sinnvoll. Im Rahmen der Vor-

prüfung soll weiters die Anbindung der Hebeanlage ( Zugänge, 

Umwehrung) geprüft und die bauliche Ausführung des Triebwerks-

raumes berücksichtigt werden; weiters soll geprüft werden, ob 

die Anforderungen an die Zugänge zum Triebwerksraum  erfüllt 

werden (z.B. Zugang über spezielle Leitern bei eine r Lage des 

Triebwerksraumes über dem Dach), und schließlich so ll abge-

klärt werden, ob die Anforderungen der Hebeanlage b eim jewei-

ligen Einbauort entsprechen (z.B. explosionsgeschüt zte Aus-

führung einer Hebeanlage wegen der Nähe zu einer Ra ffinerie 

oder einem Tanklager). All diese Voraussetzungen so llen bei 

der Vorprüfung geklärt werden, die vom Bauherrn (un d nicht vom 

Hersteller einer Hebeanlage oder vom Montagebetrieb ) eingeholt 

werden kann. 

§ 4 ist insofern eine Regelung zum Schutz des Bauhe rrn. Durch 

die – nunmehr fakultative - Vorprüfung soll verhind ert werden, 

dass eine an einer bestimmten Stelle nicht geeignet e Hebean-

lage oder eine in einer bestimmten Ausführung nicht  geeignete 

Hebeanlage eingebaut wird, für die dann bei der Abn ahmeprüfung 

kein Prüfzeugnis ausgestellt werden kann. Für derar tige Mängel 

hat zwar der Unternehmer, der die Hebeanlage einbau t, im 

Rahmen der Gewährleistung zu haften, jedenfalls abe r wären 

teure Rechtsstreitigkeiten die Folge. Zur Vermeidun g solcher 

Rechtsstreitigkeiten soll die Möglichkeit einer Vor prüfung be-

stehen bleiben. Die Gründe für die Verweigerung der  Aus-

stellung des Prüfzeugnisses bei der Abnahmeprüfung können 

vielschichtig sein und reichen von leicht behebbare n Mängeln 

bis zu schwieriger zu behebenden Mängeln. Denkbar w äre sogar, 

dass Mängel nach dem Einbau nicht mehr behoben werd en können 

und deshalb die Hebeanlage nicht betrieben werden d arf bzw. 

von der Behörde gesperrt werden müsste. Um derartig e Probleme 

bei der Abnahmeprüfung zu verhindern, ist für den B auherrn die 

Durchführung einer Vorprüfung in jedem Fall nützlic h und sinn-

voll. 
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Zu § 5 (Abnahmeprüfung):  

Wie schon im geltenden Tiroler Aufzugsgesetz 1998 s oll an der 

Unterscheidung in das Baubewilligungsverfahren nach  der 

Tiroler Bauordnung 2011, in dem bautechnische Erfor dernisse 

des Aufzuges (beispielsweise die Ausgestaltung der Schächte 

und Türen des Aufzuges) behandelt werden, einerseit s und in 

eine Prüfung der technischen Erfordernisse nach dem  Aufzugs-

gesetz andererseits festgehalten werden. Allenfalls  erforder-

liche brandschutztechnische oder sicherheitstechnis che Erfor-

dernisse in Bezug auf den Aufzug können von der Lan desre-

gierung im Weg der Verordnungsermächtigung nach § 3  wahrge-

nommen werden. Hinsichtlich der baulichen Anlage, i n die der 

Aufzug eingebaut werden soll, sind diesbezügliche A uflagen 

ausschließlich im Baubewilligungsverfahren nach der  Tiroler 

Bauordnung 2011 vorzuschreiben. 

Beispielsweise ist die Anordnung, dass der Aufzug i n brandbe-

ständiger Ausführung einzubauen ist und dass entspr echend 

brandhemmende Türen zu verwenden sind, wenn der Auf zugsschacht 

Brandabschnitte verbindet, oder die Anordnung eines  Schall-

schutzes durch Verwendung geeigneter Dämmmaterialie n im 

Schacht neben den in den Verordnungen festgelegten Parametern 

auch im Baubewilligungsverfahren nach der Tiroler B auordnung 

2011 zu treffen. Nach dem vorliegenden Entwurf wird  aus-

schließlich der maschinentechnische Teil der Anlage  geprüft. 

Der Hebeanlagenprüfer hat dabei zu beurteilen, ob d ie Anlage 

technisch zulässig ist oder nicht. 

Stellt der Hebeanlagenprüfer fest, dass die Hebeanl age diesen 

technischen Erfordernissen entspricht, so hat er di es in einem 

Prüfzeugnis zu bestätigen. Nach der Ausstellung des  Prüfzeug-

nisses darf die Hebeanlage in Betrieb genommen werd en. Als In-

betriebnahme ist dabei der Zeitpunkt zu sehen, zu d em der 

Betreiber die Hebeanlage selbst benützt oder Dritte n zur Be-

nützung freigibt; bloße Betriebsversuche zu Probezw ecken im 

Zug des Einbaues sind (noch) nicht als Inbetriebnah me anzu-

sehen. 

Eine Abnahmeprüfung ist bei der erstmaligen Inbetri ebnahme 

einer Hebeanlage sowie nach einer wesentlichen Ände rung im 
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Sinn des § 4 Abs. 2 erforderlich. Unwesentliche Änd erungen 

sind lediglich im Anlagen- bzw. Aufzugsbuch zu verm erken. 

Um der Behörde den Überblick über die neu errichtet en oder we-

sentlich geänderten Hebeanlagen und dadurch auch di e Beurtei-

lung, ob die gesetzlichen Voraussetzungen zum Betri eb der He-

beanlage vorliegen, zu erleichtern, ist vorgesehen,  dass der 

Hebeanlagenprüfer der Behörde eine Abschrift des Pr üfzeug-

nisses übermittelt. Die Hebeanlage kann in Betrieb genommen 

werden, nachdem der Hebeanlagenprüfer das Prüfzeugn is ausge-

stellt hat, dies im Anlagen- bzw. Aufzugsbuch verme rkt und 

eine Abschrift des Prüfzeugnisses im Anlagen- bzw. Aufzugsbuch 

hinterlegt hat. 

Entspricht die Hebeanlage nicht den technischen Erf ordernis-

sen, so darf der Hebeanlagenprüfer ein Prüfzeugnis,  dass die 

Hebeanlage den Erfordernissen nach § 3 entspricht, nicht aus-

stellen. Sollte der Betreiber der Ansicht sein, die  Verweige-

rung der Ausstellung eines Prüfzeugnisses erfolge z u Unrecht, 

so bleibt es ihm überlassen, einen anderen Hebeanla genprüfer 

mit der Prüfung zu beauftragen. Ein besonderer Rech tsschutz 

ist nicht vorgesehen und wäre auch systemwidrig. Da  Hebean-

lagenprüfer als Sachverständige nach § 1299 ABGB ha ften und 

ihre fachliche Befähigung von der Landesregierung a nlässlich 

ihrer Bestellung geprüft wurde, ist von einer ordnu ngsgemäßen 

Erfüllung der Aufgaben durch die Hebeanlagenprüfer auszugehen. 

Im Fall einer nicht dem Gesetz entsprechenden Ausst ellung 

eines Prüfzeugnisses bzw. einer rechtswidrigen Verw eigerung 

des Prüfzeugnisses kann die Landesregierung die Bes tellung zum 

Hebeanlagenprüfer widerrufen. Diese Sanktionsmöglic hkeit 

sichert im ausreichenden Maß eine gesetzeskonforme Anwendung 

der vorgesehenen Abnahmeprüfung. 

Wird eine Hebeanlage in Betrieb genommen, ohne dass  ein Prüf-

zeugnis nach Abs. 1 vorliegt, so hat die Behörde de n Betrieb 

der Hebeanlage zu untersagen. Die Untersagung hat i n der Regel 

nach Durchführung eines Ermittlungsverfahrens mit B escheid zu 

erfolgen. Liegen die Voraussetzungen nach § 57 AVG vor, so 

kann die Behörde den Untersagungsbescheid auch ohne  vorausge-

gangenes Ermittlungsverfahren erlassen. Bei Gefahr im Verzug 

kann die Behörde die Hebeanlage auch durch Ausübung  unmittel-
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barer Befehls- und Zwangsgewalt sperren. Die Judika tur des 

Verfassungsgerichtshofes und des Verwaltungsgericht shofes 

qualifiziert ein faktisches Organhandeln dann als A usübung 

unmittelbarer behördlicher Befehls- und Zwangsgewal t, wenn ein 

Verwaltungsorgan im Rahmen der Hoheitsverwaltung ei nseitig 

einen Befehl erteilt oder Zwang ausübt und dieser A kt gegen 

individuell bestimmte Adressaten gerichtet ist.  

Für den Betreiber würde es einen unverhältnismäßig hohen Auf-

wand verursachen, wenn nach jeder Änderung einer He beanlage 

(auch wenn diese sicherheitstechnisch unbedenklich ist) ein 

Prüfzeugnis eines Hebeanlagenprüfers einzuholen wär e. Deshalb 

soll die Pflicht zur Vornahme einer Abnahmeprüfung auf solche 

Änderungen eingeschränkt werden, die als wesentlich  einzu-

stufen sind. Als wesentlich gelten Änderungen, die auf die Be-

schaffenheit, die eine Hebeanlage nach den Erforder nissen nach 

§ 3 aufzuweisen hat, von Einfluss sein können. Dera rtige Ände-

rungen sind im § 4 Abs. 2 demonstrativ angeführt. 

 

Zum 3. Abschnitt (Betrieb und Instandhaltung von He beanlagen):  

Zu § 6 (Betreuungspflicht):  

Diese Bestimmung enthält eine allgemeine Verpflicht ung und 

legt wie schon bisher fest, dass der Betreiber für einen dem 

Gesetz entsprechenden Betrieb und die Instandhaltun g der Hebe-

anlage zu sorgen hat. Wird dieser Verpflichtung nic ht ent-

sprochen und treten deshalb Mängel auf, so hat die Behörde die 

Behebung der Mängel aufzutragen, sofern diese nicht  aus ei-

genem vom Verpflichteten behoben werden. Sind die M ängel so 

schwerwiegend, dass die Betriebssicherheit nicht me hr gegeben 

ist, so ist der Betrieb der Hebeanlage zu untersage n bzw. die 

Hebeanlage zu sperren. Die entsprechenden Maßnahmen  (Mängelbe-

hebungsauftrag nach § 11, Außerbetriebnahme nach § 12) sind 

von der Behörde somit nur subsidiär zu setzen. 

 

Zu § 7 (Anlagen- bzw. Aufzugsbuch):  

Wie bisher soll das Anlagen– bzw. Aufzugsbuch dem m it der 

wiederkehrenden Prüfung der Hebeanlage betrauten He beanlagen-

prüfer und der Behörde die Möglichkeit geben, sich rasch über 
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alle wesentlichen mit der Hebeanlage zusammenhängen den Vor-

kommnisse zu informieren. Weiters soll das Anlagen–  bzw. Auf-

zugsbuch auch als Nachweis für die ordnungsgemäße Ü berprüfung 

der Hebeanlage dienen. 

 

Zu § 8 (Betriebskontrollen):  

Die ordnungsgemäße Kontrolle einer Hebeanlage erfor dert ge-

wisse Fachkenntnisse. Der Betreiber hat deshalb ent weder einen 

entsprechend geeigneten Hebeanlagenwärter (im derze it gelten-

den Tiroler Aufzugsgesetz 1998 als „Betreuungsperso n“ bezeich-

net) zu bestellen oder ein Betreuungsunternehmen zu  beauftra-

gen. Das Verhältnis zwischen dem Betreiber und dem 

Hebeanlagenwärter bzw. dem Betreuungsunternehmen be ruht auf 

einem privatrechtlichen Vertrag (Werkvertrag oder D ienst-

vertrag). Die Voraussetzungen, die ein Hebeanlagenw ärter oder 

Betreuungsunternehmen erfüllen müssen, werden in de n §§ 14 und 

15 näher geregelt. 

Der Hebeanlagenwärter oder das Betreuungsunternehme n hat sich 

bei Betrieb der Hebeanlage davon zu überzeugen, das s keine of-

fensichtlich betriebsgefährlichen Mängel oder Gebre chen be-

stehen. Darunter sind solche Mängel oder Gebrechen zu ver-

stehen, die von einer speziell geschulten Fachkraft  unschwer 

festgestellt werden können. Der Umfang der Betriebs kontrolle 

ist im Abs. 2, die Intervalle sind im Abs. 3 näher geregelt. 

Dabei wird auf die Hebeanlagen-Betriebsverordnung 2 009 ver-

wiesen. 

 

Zu § 9 (Befreiung von Personen):  

Die Regelung des geltenden § 8 des Tiroler Aufzugsg esetzes 

1998 soll konkretisiert und mit einer Zeitvorgabe v ersehen 

werden, damit die tatsächliche Befreiung schnellstm öglich er-

folgen kann. Auch soll eine in beide Richtungen fun ktionieren-

de Kommunikationseinrichtung vorgeschrieben werden,  um den 

Kontakt mit und von den eingeschlossenen Personen h erstellen 

zu können. Im Abs. 3 soll die Verpflichtung zum Nac hrüsten 

nach einer sicherheitstechnischen Überprüfung angeo rdnet wer-
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den, um einen möglichst hohen Standard in Bezug auf  die 

Sicherheit von Personen zu gewährleisten. 

 

Zu § 10 (Regelmäßige und außerordentliche Überprüfu ng):  

Technische Besonderheiten von Hebeanlagen, vor alle m das Vor-

handensein von beweglichen Teilen und von Motoren, erfordern 

im Interesse der Sicherheit der Benutzer neben der regel-

mäßigen Betriebskontrolle durch den Hebeanlagenwärt er oder das 

Betreuungsunternehmen eine wiederkehrende Überprüfu ng inner-

halb größerer Zeitabstände durch einen Sachverständ igen. Der 

Betreiber wird deshalb verpflichtet, mit der Durchf ührung die-

ser regelmäßigen Überprüfung einen Hebeanlagenprüfe r zu be-

auftragen. Mit der Beauftragung übernimmt der Hebea nlagen-

prüfer gesetzlich normierte Überprüfungspflichten, er wird der 

Behörde gegenüber für die ordnungsgemäße Durchführu ng der 

Überprüfung verantwortlich. Im § 16 Abs. 7 wird aus drücklich 

angeordnet, dass der Hebeanlagenprüfer ab seiner Be stellung 

verpflichtet ist, die Hebeanlagen, mit deren Überpr üfung er 

betraut ist, innerhalb der Fristen nach § 10 persön lich zu 

überprüfen. Im Fall seiner Verhinderung hat er eine n anderen 

Hebeanlagenprüfer mit der Durchführung der Überprüf ung zu be-

auftragen (§ 16 Abs. 7). 

Die Beauftragung des Hebeanlagenprüfers durch den B etreiber 

begründet einerseits ein privatrechtliches Vertrags verhältnis 

und gestaltet andererseits durch die gleichzeitige Übertragung 

öffentlich-rechtlicher Pflichten an den Hebeanlagen prüfer die 

Rechtsbeziehung zwischen Behörde und Hebeanlagenprü fer. Der 

Hebeanlagenprüfer übernimmt mit der Beauftragung Au fgaben, die 

typischerweise öffentlich-rechtlichen Charakter hab en. Der 

Hebeanlagenprüfer hat festgestellte Mängel oder Geb rechen in 

das Anlagen- bzw. Aufzugsbuch einzutragen, für die Behebung 

eine angemessene Frist zu setzen und sich dann pers önlich von 

der Behebung der Mängel oder Gebrechen innerhalb de r festge-

setzten Frist zu überzeugen. Kommt der Betreiber di esen „An-

ordnungen“ des Hebeanlagenprüfer nicht nach, so hat  der Hebe-

anlagenprüfer die gesetzlich normierte Pflicht, die  Behörde 

schriftlich davon zu verständigen (siehe § 11 Abs. 2). Die 

Übertragung derartiger Aufgaben öffentlich-rechtlic hen Charak-
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ters schränkt die Gestaltungsfreiheit des Vertragsv erhält-

nisses zwischen dem Betreiber und dem Hebeanlagenpr üfer ein. 

Wegen der mit dem Vertragsabschluss verbundenen Aus wirkungen 

auf Schutzinteressen, die im öffentlichen Interesse  liegen, 

und der geschilderten öffentlich-rechtlichen Gestal tungswir-

kung sind die Beauftragung und der Wechsel des Hebe anlagen-

prüfers im Anlagen- bzw. Aufzugsbuch zu vermerken u nd inner-

halb eines Monats der Behörde anzuzeigen. Kommt der  Hebean-

lagenprüfer seinen Verpflichtungen nicht nach, so h at die Lan-

desregierung nach § 16 Abs. 10 seine Bestellung zu widerrufen. 

Der Betreiber ist dann gezwungen, den Vertrag mit d iesem Hebe-

anlagenprüfer aufzulösen und einen neuen Hebeanlage nprüfer mit 

der Durchführung der Überprüfung zu beauftragen. 

Den Befund jeder Überprüfung hat der Hebeanlagenprü fer in das 

Anlagen bzw. Aufzugsbuch einzutragen. 

Neben der regelmäßigen Überprüfung in gewissen Zeit abständen 

ist im Abs. 5 die Möglichkeit der behördlichen Anor dnung einer 

außerordentlichen Überprüfung der Hebeanlage vorges ehen. Wenn 

es aus Gründen der Sicherheit von Personen, der Ene rgie-

effizienz und dem Lärmschutz erforderlich ist, kann  die Be-

hörde dies im Einzelfall und unabhängig von den im Abs. 3 

festgesetzten Fristen mit Bescheid anordnen. Die Ko sten einer 

derart angeordneten außerordentlichen Überprüfung h at der 

Betreiber zu tragen, wenn bei dieser Überprüfung Mä ngel fest-

gestellt werden. 

Eine Überprüfung von Hebeanlagen durch Organe der B ehörde ist 

nur in besonderen Fällen erforderlich; für diese se ltenen 

Fälle wird im Abs. 6 eine Duldungspflicht, den Orga nen der Be-

hörde zur Überprüfung der Hebeanlage den Zutritt zu  den in Be-

tracht kommenden Grundstücken, Gebäuden und sonstig en Anlagen 

im erforderlichen Ausmaß zu gewähren, ausdrücklich geregelt 

und damit das Betretungsrecht von Organen der Behör de im Weg 

einer Legalservitut sichergestellt. 

 

Zu § 11 (Behebung von Mängeln und Gebrechen):  

Diese Bestimmung regelt die Behebung von Mängeln od er Gebre-

chen, die die Betriebssicherheit der Hebeanlage nic ht wesent-

lich beeinträchtigen. Beispielsweise ist an folgend e Mängel 
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oder Gebrechen zu denken: die Beleuchtung funktioni ert nicht, 

sonstige kleinere für die Benutzer ungefährliche Be schädigun-

gen und dergleichen. Sind die Mängel oder Gebrechen  aber der-

art, dass die Betriebssicherheit der Hebeanlage nic ht mehr ge-

geben ist, dann greifen die besonderen Regelungen i m § 12. 

Wie bisher soll die Behebung von Mängeln oder Gebre chen unmit-

telbar nach deren Feststellung vom Betreiber in die  Wege ge-

leitet werden. Der Betreiber ist also verpflichtet,  festge-

stellte Mängel oder Gebrechen der Hebeanlage unverz üglich zu 

beheben (Abs. 1). 

Wurden die Mängel oder Gebrechen vom Hebeanlagenprü fer bei 

einer regelmäßigen oder außerordentlichen Überprüfu ng entdeckt 

und sind sie nicht so gravierend, dass eine Außerbe triebnahme 

der Hebeanlage vorzunehmen ist, so hat der Hebeanla genprüfer 

dem Betreiber unter Fristsetzung die Behebung aufzu tragen und 

sich nach Ablauf der Frist von der Behebung der Män gel oder 

Gebrechen zu überzeugen (Abs. 2). 

Das Einschreiten der Behörde durch Erlassung eines Bescheides 

nach Abs. 3 ist erst als ultima ratio vorgesehen, w enn sich 

der Betreiber weigert, seinen Verpflichtungen zur B ehebung der 

Mängel oder Gebrechen fristgerecht nachzukommen. 

 

Zu § 12 (Sperre):  

Es sollen spezielle Vorkehrungen für Mängel oder Ge brechen ge-

troffen werden, die so gravierend sind, dass die Be triebs-

sicherheit der Hebeanlage nicht mehr gegeben ist. D ie Ver-

pflichtung nach Abs. 1 lit. a ist in der Praxis vor  allem für 

die Hebeanlagenwärter oder einen Vertreter des Betr euungs-

unternehmens von Bedeutung, weil für diese Personen  nach § 8 

Abs. 1 eine entsprechende Verpflichtung besteht, si ch bei Be-

trieb der Hebeanlage regelmäßig davon zu überzeugen , dass 

keine offensichtlich betriebsgefährlichen Mängel od er Gebre-

chen bestehen. Nach Behebung solcher im Zug der Bet riebs-

kontrolle erkennbaren Mängel darf die Hebeanlage wi eder in Be-

trieb genommen werden, ohne dass hiezu eine Überprü fung durch 

den Hebeanlagenprüfer oder ein Einschreiten der Beh örde not-

wendig wäre. 
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Ein Handeln des Hebeanlagenprüfers ist jedoch erfor derlich, 

wenn die Betriebssicherheit wegen eines nur dem Sac hverständi-

gen erkennbaren Mangels nicht mehr gegeben ist und dementspre-

chend die Beurteilung, dass die Betriebssicherheit der Hebean-

lage nicht mehr gegeben ist, durch den Hebeanlagenp rüfer er-

folgt ist. Da der Hebeanlagenprüfer selbst festgest ellt hat 

(Abs. 1 lit. b), dass die Betriebssicherheit der He beanlage 

nicht mehr gegeben ist, kann der Hebeanlagenprüfer wesentlich 

rascher als die Behörde tätig werden. Deshalb hat d er Hebean-

lagenprüfer bei Gefahr im Verzug die Hebeanlage zu sperren. 

Der Hebeanlagenprüfer handelt dabei mit Befehls- un d Zwangsge-

walt als Beliehener. Die Wiederinbetriebnahme soll in diesem 

Fall nach Beseitigung des Mangels und nur nach vorh eriger Prü-

fung der Betriebssicherheit durch den Hebeanlagenpr üfer zuläs-

sig sein. 

Ähnlich wie im § 5 Abs. 4 für Hebeanlagen ohne Prüf zeugnis ist 

bezüglich einer Hebeanlage, die ohne Beauftragung e ines 

Hebeanlagenwärters oder eines Betreuungsunternehmen s betrieben 

wird, einer nicht vorschriftsmäßig überprüften Hebe anlage, ei-

ner Hebeanlage, deren Betriebssicherheit nicht mehr  gegeben 

ist, eines Aufzuges oder einer Hebeeinrichtung für Personen, 

wenn die nach einer Verordnung nach § 17 vorgesehen e sicher-

heitstechnische Prüfung nicht fristgerecht durchgef ührt wurde 

oder eines Aufzuges oder einer Hebeeinrichtung für Personen, 

wenn die nach einer Verordnung nach § 17 erforderli chen Maß-

nahmen nicht fristgerecht durchgeführt wurden, ein Tätigwerden 

der Behörde durch die Untersagung des Betriebes mit  Bescheid 

oder durch die Sperre der Hebeanlage als Ausübung u nmittel-

barer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsge walt vorge-

sehen. Im Fall der Untersagung des Betriebes oder d er Sperre 

einer Hebeanlage ist Voraussetzung für eine Wiederi nbetrieb-

nahme nicht nur eine Prüfung durch den Hebeanlagenp rüfer, son-

dern auch ein „contrarius actus“ der Behörde, nämli ch die aus-

drückliche Aufhebung der Untersagung des Betriebes oder der 

Sperre der Hebeanlage. 
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Zu § 13 (Mitteilungspflicht):  

Im Gegensatz zur geltenden Rechtslage soll künftig nicht mehr 

der Betreiber, sondern der Hebeanlagenwärter oder d as beauf-

tragte Betreuungsunternehmen verpflichtet werden, b estimmte 

Mitteilungen zu machen. Unfälle und außergewöhnlich e Vorfälle 

sind von diesen unverzüglich dem Betreiber, der Beh örde und 

dem Hebeanlagenprüfer mitzuteilen. Die neue Regelun g erfolgt 

in Angleichung an vergleichbare Bestimmungen des Bu ndes und in 

anderen Ländern. Dort hat sich eine Mitteilungspfli cht des He-

beanlagenwärters oder des beauftragten Betreuungsun ternehmens 

bewährt, weil diese am schnellsten von derartigen V orfällen 

Kenntnis erlangen. 

Zum 4. Abschnitt (Qualifizierte Personen):  

Zu § 14 (Hebeanlagenwärter):  

Wie bisher ist vorgesehen, dass die regelmäßige Kon trolle 

einer Hebeanlage von besonders befähigten Personen durchge-

führt werden soll. Dies hat sich in der Vergangenhe it bewährt 

und ist im Hinblick auf die komplexen technischen S ysteme 

einer Hebeanlage notwendig und zweckmäßig. Die Vora ussetzungen 

zur Bestellung als Hebeanlagenwärter im Abs. 1 sind  identisch 

mit den bisherigen Mindesterfordernissen; anstelle des Aus-

drucks „Betreuungsperson" soll der klarere Begriff „Hebeanla-

genwärter" verwendet werden. 

Der Hebeanlagenwärter steht nur zum Betreiber in ei nem Ver-

tragsverhältnis; im Gesetz ist diesbezüglich die Re gelung, den 

Betreiber zu verpflichten, dafür zu sorgen, dass di e Hebean-

lage diesem Gesetz entsprechend betrieben und insta ndgehalten 

wird, und ihm die Pflicht zur regelmäßigen Kontroll e der Be-

triebssicherheit durch eine Hebeanlagenwärter oder ein 

Betreuungsunternehmen aufzuerlegen, ausreichend. 

Ob der bestellte Hebeanlagenwärter die geforderten Vorausset-

zungen tatsächlich erfüllt, soll der ebenfalls vom Betreiber 

bestellte Hebeanlagenprüfer überprüfen. Weist der H ebeanlagen-

wärter Bestellungsvoraussetzungen, etwa die erforde rliche 

fachliche Eignung nicht mehr auf, so hat der Hebean lagenprüfer 

den Hebeanlagenwärter aus dem Anlagen- bzw. Aufzugs buch zu 
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streichen. Dies hat zur Folge, dass sich der Eigent ümer einer 

Hebeanlage oder der sonst hierüber Verfügungsberech tigte um 

eine andere geeigneten Hebeanlagenwärter bemühen mu ss, um 

seinen gesetzlichen Verpflichtungen nachzukommen. E in Ein-

schreiten der Behörde ist nicht erforderlich. 

Der Hebeanlagenwärter muss, solange die Hebeanlage zur Be-

nützung bereit steht, gegebenenfalls unter Verwendu ng geeigne-

ter technischer Einrichtungen jederzeit leicht erre ichbar 

sein. Dadurch soll sichergestellt werden, dass der Hebean-

lagenwärter seinen Verpflichtungen nach § 9 rechtze itig nach-

kommen kann. 

 

Zu § 15 (Betreuungsunternehmen):  

Es gibt Betreuungsunternehmen, die die regelmäßige Betriebs-

kontrolle und die allenfalls notwendige Befreiung v on einge-

schlossenen Personen besorgen. Diese müssen über ei n Notruf-

system und eine Notrufleitzentrale verfügen. Sie mü ssen in 

technischer, organisatorischer und personeller Hins icht die 

für die Betreuung der betreffenden Hebeanlage notwe ndigen Vo-

raussetzungen erfüllen. Was darunter zu verstehen i st, ergibt 

sich aus der Hebeanlagen-Betriebsverordnung 2009, a uf die im 

Abs. 3 verwiesen wird. 

 

Zu § 16 (Hebeanlagenprüfer):  

Sowohl beim Einbau bzw. bei einer wesentlichen Ände rung einer 

Hebeanlage (Vorprüfung nach § 4, Abnahmeprüfung nac h § 5) als 

auch beim Betrieb einer Hebeanlage werden dem Hebea nlagenprü-

fer von Gesetzes wegen Aufgaben öffentlich-rechtlic hen Charak-

ters übertragen. Es ist deshalb erforderlich, jene Personen, 

die der Betreiber durch Abschluss eines privatrecht lichen Ver-

trages (vgl. die Ausführungen zu § 8) als Hebeanlag enprüfer 

beauftragen darf, einer Überprüfung hinsichtlich ih rer Befähi-

gung zu unterziehen. Hebeanlagenprüfer darf nur sei n, wer von 

der Landesregierung bestellt wurde. 

Die Voraussetzungen für eine Bestellung zum Hebeanl agenprüfer 

sind im Abs. 2 näher geregelt. Dabei wird nicht auf  eine Aus-

bildung in Österreich abgestellt, sondern allgemein  die erfor-
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derliche Qualifikation normiert. Da zwischen einer Ausbildung 

im Inland und einer Ausbildung im Ausland nicht dif ferenziert 

wird, erfolgt somit auch eine Umsetzung der Richtli nie 

2005/36/EG.  

Zu den Aufgaben des Hebeanlagenprüfers zählen die V orprüfung 

nach § 4 und die Abnahmeprüfung nach § 5; die wicht igste Auf-

gabe des Hebeanlagenprüfer stellt die regelmäßige Ü berprüfung 

einer Hebeanlage nach § 10 dar. Daneben obliegen de m Hebean-

lagenprüfer die Vornahme der Eintragungen in das An lagen- bzw. 

Aufzugsbuch (§ 7 Abs. 2 letzter Satz, § 10 Abs. 4, § 14 

Abs. 1), die Prüfung der fachlichen Eignung der Heb eanlagen-

wärter (§ 14 Abs. 1 und Abs. 2), die Ausstellung ei nes Befun-

des über das Ergebnis der Überprüfung einer Hebeanl age, allen-

falls die Setzung einer angemessenen Frist zur Behe bung von 

festgestellten Mängeln (§ 10 Abs. 4), gegebenenfall s eine 

schriftliche Verständigung der Behörde (§ 11 Abs. 2 ), die Ver-

ständigung, dass die Betriebssicherheit der Hebeanl age nicht 

mehr gegeben ist (§ 12 Abs. 1 lit. b), schließlich die Über-

prüfung einer Hebeanlage vor der Wiederinbetriebnah me nach 

§ 12 Abs. 2 und Abs. 4. 

 

Zum 5. Abschnitt (Sicherheitstechnische Prüfung, Um bau und Mo-

dernisierung):  

Zu § 17 (Sicherheitstechnische Prüfung):  

Um den sicherheitstechnischen Standard von bestehen den Hebean-

lagen an den Stand der Technik heranzuführen ist ei ne Verord-

nung der Landesregierung vorgesehen, in der mit ang epassten 

Zeithorizonten die erforderlichen technischen Anpas sungen der 

jeweiligen Hebeanlagen angeordnet werden sollen.  

 

Zu § 18 (Umbau und Modernisierung von nicht CE-geke nnzeichne-

ten Hebeanlagen):  

Im Fall eines Umbaues oder von Modernisierungen ein er nicht 

CE-gekennzeichneten Hebeanlage, in welchem Ausmaß a uch immer, 

soll eine Anpassung an den Stand der Technik erfolg en. Eine 

Verbesserung soll insbesondere durch den Einbau von  Sicher-

heitsbauteilen erreicht werden. Diese technischen E rforder-
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nisse sollen durch Verordnung der Landesregierung f estgelegt 

werden. Auf den Einzelfall bezogene Vorschreibungen  im Weg von 

Verwaltungsverfahren, wie sie nach § 19 Abs. 1 des geltenden 

Tiroler Aufzugsgesetzes 1998 möglich waren, sind so mit nicht 

mehr erforderlich. Dies bringt auch einen Beitrag z ur Einspa-

rung von Vollziehungskosten für die betroffenen Beh örden und 

bringt damit Einsparungen für die Gemeinden. 

 

Zum 6. Abschnitt (Behörden, Straf-, Übergangs- und Schlussbe-

stimmungen):  

Zu § 19 (Behörden, besondere Befugnisse, eigener Wi rkungsbe-

reich der Gemeinde):  

Das vorliegende Gesetz ist der Verwaltungsmaterie „ Bauwesen“ 

zuzuordnen. Seine Vollziehung wird daher auch den B aubehörden, 

das heißt den für die Vollziehung der Tiroler Bauor dnung 2011 

zuständigen Behörden, übertragen. 

Wie im § 10 Abs. 6 sollen im Abs. 2 Betretungsrecht e vorge-

sehen werden, um die Befugnisse der behördlichen Or gane bei 

der Sperre einer Hebeanlage nach § 5 Abs. 4 und nac h § 12 

Abs. 4 effektiv gewährleisten zu können. 

Mit der Bestimmung des Abs. 3 wird dem verfassungsg esetzlichen 

Auftrag im Art. 118 Abs. 2 zweiter Satz B-VG entspr ochen. Da-

nach haben die Gesetze die Angelegenheiten des eige nen Wir-

kungsbereiches der Gemeinde ausdrücklich als solche  zu be-

zeichnen. Die Bezeichnungspflicht obliegt dem jewei ls zustän-

digen Gesetzgeber (Art. 115 Abs. 2 zweiter Satz B-V G). Die 

nach dem vorliegenden Gesetz von Organen der Gemein de zu be-

sorgenden Aufgaben gehören zu den Angelegenheiten d er örtl-

ichen Baupolizei im Sinn des Art. 118 Abs. 3 Z. 9 B -VG und 

damit zum eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde. 

 

Zu § 20 (Strafbestimmungen):  

Im Interesse der Rechtssicherheit werden in einer t axativen 

Aufzählung jene Verhaltensweisen umschrieben, die d en Tatbe-

stand einer Verwaltungsübertretung bilden. Die Stra fdrohung 

für Verwaltungsübertretungen nach Abs. 1 soll mit b is zu 
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15.000,- Euro, nach Abs. 2 mit bis zu 7.500,- Euro festgesetzt 

werden.  

Die Strafbarkeit des Versuches ist gemäß § 8 VStG n ur gegeben, 

wenn eine Verwaltungsvorschrift dies ausdrücklich a nordnet. Da 

es im Hinblick auf die mit dem Betrieb von Hebeanla gen verbun-

denen Gefahren für das Leben oder die Gesundheit vo n Menschen 

rechtspolitisch wünschenswert ist, dass bereits der  Versuch 

der Begehung einer der im Abs. 1 oder Abs. 2 angefü hrten Über-

tretung strafbar ist, wird im Abs. 3 die entspreche nde Anord-

nung getroffen. 

 

Zu § 21 (Verwendung personenbezogener Daten):  

Es soll eine bereichsspezifische Datenschutzbestimm ung und da-

mit eine dem Art. 18 Abs. 1 B-VG entsprechende Verr echtlichung 

des EDV-Einsatzes geschaffen werden. Diese Bestimmu ngen regeln 

den Anlass und den Zweck der Verwendung, die von de r Verwen-

dung Betroffenen, die konkreten Datenarten sowie de n Auftrag-

geber. 

 

Zu § 22 (Umsetzung von Unionsrecht):  

Diese Bestimmung enthält den unionsrechtlich erford erlichen 

Umsetzungshinweis. Gegenüber der geltenden Rechtsla ge sind 

keine weiteren prüfpflichtigen oder beschränkenden Anforderun-

gen im Sinn der Richtlinie 2006/123/EG vorgesehen. 

 

Zu § 23 (Übergangsbestimmungen):  

Das Außerkrafttreten der Vorschriften, die durch da s vorlie-

gende Gesetz ersetzt werden, ist auf den rechtliche n Bestand 

von Bescheiden, die in Durchführung dieser Vorschri ften erlas-

sen worden sind, ohne Einfluss. Der Abs. 1 enthält diesbezüg-

lich lediglich eine Klarstellung. Nach Abs. 1 solle n aber 

nicht nur rechtskräftige Bescheide, sondern auch Pr üfzeug-

nisse, die sich auf Vorschriften stützen, die durch  das vor-

liegende Gesetz ersetzt werden, weiter aufrecht ble iben. 
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Im Abs. 2 wird klargestellt, dass die von der Lande sregierung 

vor dem Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes bes tellten 

Aufzugsprüfer weiterhin als bestellt gelten. 

Im Abs. 3 wird klargestellt, dass die nach dem Tiro ler Auf-

zugsgesetz, LGBl. Nr. 23/1980 bestellten Aufzugswär ter und die 

nach dem Tiroler Aufzugsgesetz 1998, LGBl. Nr. 47, zuletzt ge-

ändert durch das Gesetze LGBl. Nr. 89/2002, bestell ten Betreu-

ungspersonen weiterhin als bestellt gelten. 

Der Abs. 4 enthält eine Übergangsbestimmung für ber eits anhän-

gige behördliche Verfahren. 

Zu Abs. 5:  

Die Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 sieht die Einfüh-

rung einer erstinstanzlichen Verwaltungsgerichtsbar keit vor. 

Mit 1. Jänner 2014 werden daher die Unabhängigen Ve rwaltungs-

senate in den Ländern aufgelöst. Der Rechtszug an d as neue 

Landesverwaltungsgericht ergibt sich dann unmittelb ar aus 

Art. 130 Abs. 1 Z. 1 B-VG in der Fassung der Verwal tungsge-

richtsbarkeits-Novelle 2012, BGBl. I Nr. 51. Bis zu m 

31. Dezember 2013 soll – wie nach der derzeit gelte nden 

Rechtslage - weiterhin als Rechtsschutz eine Berufu ng gegen 

Bescheide nach § 16 Abs. 1 und 13 an den Unabhängig en Verwal-

tungssenat zulässig sein. 

 

Zu § 24 (Inkrafttreten, Notifikation):  

Abs. 1 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. Mit  dem In-

krafttreten des vorliegenden Gesetzes tritt das bis herige Ti-

roler Aufzugsgesetz 1998, LGBl. Nr. 47, zuletzt geä ndert durch 

das Gesetze LGBl. Nr. 89/2002, außer Kraft (Abs. 2) . 

Art. 12 der Richtlinie 98/34/EG des europäischen Pa rlaments 

und des Rates über ein Informationsverfahren auf de m Gebiet 

der Normen und technischen Vorschriften und der Vor schriften 

für die Dienste der Informationsgesellschaft, ABl. 1998 Nr. 

L 204, S. 37, zuletzt geändert durch die Richt-

linie 2006/96/EG, ABl. 2006 Nr. L 363, S. 81, sieht  vor, dass 

eine von den Mitgliedstaaten verabschiedete technis che Vor-

schrift auf diese Richtlinie Bezug nimmt. Dem wird im Abs. 3 

entsprochen. 


